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Taiwan nach der Wahl 

Analyse der Parlamentswahl 

vom 1. Dezember 2001

Am 1. Dezember wurden die Wähler in Taiwan zur Urne 

gebeten. Es galt, die neue Zusammensetzung des Legis­

lativ-Yuans - des taiwanischen Parlaments - zu bestim­

men sowie die Leitung der Kreise und Städte mit Aus­

nahme der zwei Metropolen Taipei und Kaohsiung. Wäh­

rend die Regionalwahlen nicht sonderlich bedeutsam wa­

ren, galt dies für die Parlamentswahl nicht. Ein Faktor 

verlieh ihr schon im Vorwege, ohne Ansehen der Ergeb­

nisse, historische Bedeutung: Es war die erste Parlaments­

wahl, nachdem die einst allmächtige Nationale Volkspar­

tei Kuomintang (KMT) bei den Präsidentschaftswahlen 

im März 2000 die Staatsführung erstmals an einen Oppo­

sitionspolitiker, Chen Shui-bian von der Demokratischen 

Fortschrittspartei DPP, hatte abgeben müssen. Drei Fra­

gen interessierten besonders:

- Noch stellte die KMT die mit Abstand stärkste Frak­

tion. Würde sie weiter die dominierende politische 

Kraft bleiben, oder würde sich ihr Niedergang fort­

setzen?

- Chen Shui-bian als erster Nicht-KMT-Präsident hatte 

mit seiner Regierung keine sonderlich glückliche Hand 

gehabt. Taiwan erlebt derzeit die schlimmste Rezes­

sion der Nachkriegszeit mit ständig wachsenden Ar­

beitslosenzahlen; zuletzt lag die Quote bei 5,3 Pro­

zent. Würden die Wähler die DPP dafür bestrafen 

oder die Schuld eher bei der allgemeinen weltwirt­

schaftlichen Situation oder auch bei der KMT sehen, 

die im Parlament eine eigensinnige Blockadepolitik 

betrieben hatte?

- Der frühere Präsident Lee Teng-hui (Li Denghui) war 

in spektakulärer Weise auf die politische Bühne zu­

rückgekehrt und machte sich für die Union für Tai­

wan-Solidarität (TSU) stark, eine neue Partei, die als 

Sammelbecken für seine Anhänger dienen sollte und 

erklärte, sie wolle Präsident Chen bei seiner Pro-Tai­

wan-Politik gegen das Bündnis aus KMT und den 

zwei Parteien PFP und NP unterstützen. Diese hatten 

sich von der KMT abgespalten und gegenüber Bei­

jing im Rücken der Regierung eine Art Schmusekurs 

verfolgt. Damit drohte der alte Gegensatz zwischen 

unabhängigkeitsorientierten „Taiwanern“ und wieder­

vereinigungsorientierten „Festländern“ wieder aufzu­

brechen. Wie würden die Wähler auf diese Situation 

reagieren?

Dezember 2001

Das Verfahren der Abgeordneten­

wahl

Die Ergebnisse und bestimmte Aspekte der Wahl zum 

Legislativ-Yuan können nicht verstanden werden ohne 

Kenntnis des etwas ungewöhnlichen Wahlverfahrens, bei 

dem drei Aspekte zu unterscheiden sind:

1. Während in Deutschland pro Wahlkreis lediglich ein 

Abgeordneter direkt gewählt wird, sind es in Taiwan meh­

rere (unterschiedlich je nach Größe des Wahlkreises bis 

über zehn), wobei aber jeder Wähler nur eine Stimme hat. 

Von den 225 Abgeordneten werden 176 direkt gewählt. 

Pro Wahlkreis sind dies die Abgeordneten mit den höchs­

ten Stimmanteilen, und zwar eben in der Zahl, die dieser 

Wahlkreis ins Parlament entsenden kann, unabhängig von 

einer Mindeststimmenzahl. Vereinigen ein oder zwei Kan­

didaten besonders viele Stimmen auf sich, kann es vor­

kommen, dass andere Kandidaten mit sehr wenigen Stim­

men ebenfalls gewählt werden, z.B. bei fünf Abgeordneten 

pro Wahlkreis: Kandidat 1: 40%, Kandidat 2: 30%, Kan­

didat 3: 15%, Kandidat 4: 10%, Kandidat 5: 2%, restli­

che Kandidaten: 3%. In diesem Falle zieht ein Abgeordne­

ter, nämlich Kandidat 5, mit nur 2% der Stimmen seines 

Wahlkreises ins Parlament ein. Dies hat zur Folge, dass 

unabhängige Kandidaten und kleine Parteien relativ gu­

te Chancen haben und dass selbst Kandidaten derselben 

Partei gegeneinander Wahlkampf führen. In einem Fall 

gelang es einem wegen Korruption und Mordversuchs zu 

20 Jahren Haft Verurteilten, dank des Wahl verfahrens ein 

Mandat zu erringen.1 Um möglichst viele Direktmandate 

zu erzielen, hatte die DPP im Hinblick auf diese Verhält­

nisse recht erfolgreich versucht, das Stimmverhalten ihrer 

Anhänger zu steuern, indem sie deren Personalausweis­

nummern ihren Kandidaten zuordnete und bat, sich bei 

der Stimmabgabe danach zu richten; z.B. bei fünf DPP- 

Kandidaten: Endziffern 1 und 2 stimmen für DPP-Kan- 

didat 1, Endziffern 3 und 4 stimmen für DPP-Kandidat 

2 usw. So konnte die Gefahr minimiert werden, dass sich 

nahezu alle DPP-Stimmen auf ein oder zwei Kandidaten 

konzentrieren, während andere auf hinteren Plätzen hin­

ter Kandidaten anderer Parteien landen.2

2. Die Stimmberechtigten (Mindestalter 20 Jahre) glie­

dern sich in drei Gruppen: „normale“ Wähler, Ureinwoh­

ner und Auslandschinesen. Während die normalen Wähler 

in ihren Wahlkreisen abstimmen und insgesamt 168 Di­

rektmandate besetzen, stimmen die Ureinwohner separat 

ab, wobei für sie ganz Taiwan einen Wahlkreis bildet, in 

dem sie insgesamt 8 Abgeordnete direkt wählen. Weitere 

acht Abgeordnete werden mit den Stimmen von Auslands­

chinesen gewählt, und zwar nach den Stimmanteilen der 

Parteien.

3. Parteien, die mehr als 5% der Stimmen erzielen, teilen 

41 Zusatzmandate unter sich auf. Berechnungsgrundlage 

ist die Zahl der Stimmen, die auf alle Parteien entfallen, 

die die Ftinf-Prozent-Hürde überspringen konnten. Eine 

Angleichung der Mandatsverteilung an den Stimmanteil 

lrTT, 3.12.2001.

2CNAT, nach BBC PF, 1.12.2001.
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in Bezug auf die Gesamtstimmen wird dadurch nicht er­

zielt; eine Partei mit sehr vielen Direktmandaten hat auch 

nach der Vergabe der Zusatzmandate noch mehr Manda­

te, als es ihrem Stimmanteil entspricht.3 4

Das Wahlsystem wird im obigen ersten Punkt von al­

len Parteien für reformbedürftig gehalten; angestrebt wird 

ein System nach deutschem Muster mit einer Erststimme 

für die Direktwahl eines (und nur eines) Wahlkreisvertre­

ters und einer Zweitstimme für eine Partei. Es wird jedoch 

nicht leicht sein, im Parlament die nötige Dreiviertelmehr­

heit für eine Verfassungsreform zusammenzubekommen, 

da viele Abgeordnete vom gegenwärtigen System profitie- 

4
ren.

Die Ergebnisse

In Prozent der gültigen Stimmen und in der Zahl der er­

zielten Mandate sah das Ergebnis wie folgt aus (Spalte 

2: Stimmanteil in Prozent, Spalte 3: „normale“ Direkt­

mandate, Spalte 4: Ureinwohnermandate, Spalte 5: Aus­

landschinesenmandate, Spalte 6: Zusatzmandate, Spalte 

7: Mandate insgesamt, Spalte 8: Veränderung bei den 

Mandaten insgesamt gegenüber den Wahlen 1998)

Sp2 Sp3 Sp4 Sp5 Sp6 Sp7 Sp8

DPP 33,4 69 0 3 15 87 + 17

KMT 28,7 49 4 2 13 68 -55

PFP 18,5 33 2 2 9 46 +46

TSU 7,8 8 0 1 4 13 + 13

NP 2,6 1 0 0 0 1 -10

sonstige 8,7 8 2 0 0 10 -11

Quelle: TH 2.12.2001.

Berücksichtigt man nur die für Parteikandidaten ab­

gegebenen Stimmen, also nicht die auf Unabhängige ent­

fallenen, so ergaben sich folgende Anteile in Prozent:

DPP 36,6

KMT 31,3

PFP 20,3

TSU 8,5

NP 2,9

andere 0,5

Quelle: www.cec90.gov.tw/htdocs/eE.htm, 1.12.2001.

Der Anteil der Mandate, den die Parteien im Parla­

ment halten, weicht hiervon noch einmal ab. Trotz der 

Ausgleichsmandate profitierte die DPP von der hohen 

Zahl ihrer direkt gewählten Abgeordneten und verfügt im 

Parlament über 38,7% der Sitze, während die TSU mit 

5,8% schlechter dasteht, als es ihrem Stimmanteil bei der 

Wahl entspricht.5

Der Ausgang der Wahl überraschte alle Beteiligten. 

Nicht erwartet und von den Prognosen nicht erfasst wor­

den waren folgende Punkte:

- Die DPP wurde mit Abstand stärkste Partei. Sie 

selbst hatte maximal mit 87 Sitzen gerechnet, so viel
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wie sie erhielt, aber erklärt, sie würde mindestens zwei 

Sitze mehr erzielen als die KMT. Das stimmt nun 

zwar, aber von einem Vorsprung von 19 Sitzen hat­

te niemand auch nur zu träumen gewagt.6

- Die KMT hatte zwischen 85 und 93 Sitze erwartet 

und gehofft, weiterhin die stärkste Fraktion stellen zu 

können.7 Generalsekretär Lin hatte sogar erklärt, er 

sei zuversichtlich, dass ein Vorsprung von 10 Sitzen 

vor der DPP herausspringen würde.8 Statt dessen er­

litt die KMT eine gewaltige Schlappe. Die Zeiten, in 

denen die KMT das Parlament nahezu nach Belieben 

beherrschte, sind damit vorbei.

- Sowohl die TSU als auch die PFP erzielten erheb­

lich mehr Sitze, als sie selbst erwartet hatten. Die 

erst nach den Präsidentschaftswahlen 2000 gegründe­

te PFP war bisher lediglich durch 20 Überläufer aus 

der KMT im Parlament vertreten, die noch jüngere 

TSU durch einen Überläufer.

- Die wiedervereinigungsorientierte Neue Partei (NP) 

wurde fast zur Bedeutungslosigkeit reduziert und ist 

nur noch mit einem Direktmandat vertreten, das sie 

auf der dem chinesischen Festland vorgelagerten In­

sel Quemoy (Kinmen, Jinmen) errang. Mit 2,6% aller 

Stimmen scheiterte sie an der Fünf-Prozent-Hürde.9

Ein weiteres Ergebnis der Wahl überraschte zwar 

nicht, ist aber das Wichtigste: Keine Partei wird im nächs­

ten Legislativ-Yuan eine absolute Mehrheit haben. Und 

nicht nur das: Die Regierungspartei DPP verfügt auch 

mit der TSU, die angetreten war, Präsident Chen zu un­

terstützen, mit zusammen 100 Mandaten nicht über genü­

gend Abgeordnete, um die Regierungspolitik durchsetzen 

zu können. Zu den Konsequenzen siehe unten: „Wie geht 

es weiter?“

Der Wahlkampf und seine Themen

Wahlkämpfe drehen sich in Taiwan traditionell weniger 

um Themen als vielmehr um Personen. Kandidaten versu­

chen sich durch medienwirksame Aktionen ins Gespräch 

zu bringen. Viele sind dabei nicht eben zimperlich. Be­

leidigungen sind verbreitet, ebenso Handgreiflichkeiten 

unter den Anhängern verschiedener Kandidaten. Bereits 

zehn Tage vor dem Wahltermin hatte die Polizei 68 Fäl­

le von gewaltsamen Auseinandersetzungen unter rivalisie­

renden Anhängergruppen registriert.10 Sachthemen gera­

ten auf diese Weise meist in den Hintergrund.

Die Emotionen wurden dieses Mal allerdings von ei­

nem Sachthema besonders angeheizt: der schlechten Wirt­

schaftslage. Die Opposition sah natürlich die Regierung 

als Hauptschuldigen an und organisierte am 10. November 

Massenproteste von Erwerbslosen sowie KMT- und NP- 

Anhängern. In Taipei sprach KMT-Chef Lien Chan (Lian 

Zhan) zu einer zehntausendköpfigen Menge und stellte die 

Frage, wie es wohl käme, dass nach anderthalb Jahren 

DPP-Regierung die Börse auf die Hälfte ihres Wertes ge­

fallen sei, die Erwerbslosenzahl aber um 150 Prozent zuge­

6TT, 30.11.2001.

7TT, 30.11.2001.

8TH, 22.11.2001.

9TT, 2.12.2001.

10TH, 21.11.2001.
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3CP, 1.12.2001.

4CP, 6.12.2001.

5 www.cec90.gov.tw/htdocs/eN. htm, 1.12.2001.

http://www.cec90.gov.tw/htdocs/eE.htm
http://www.cec90.gov.tw/htdocs/eN


CHINA aktuell - 1328 - Dezember 2001

legt habe.11 Premierminister Chang Chun-hsiung (Zhang 

Junxiong) wurde von Lien Chan wegen wirtschaftspoliti­

schen Versagens zum Rücktritt aufgefordert.

Der Premier verwies in seiner Entgegnung darauf, dass 

die DPP viele Reformen umgesetzt habe, die die frühere 

KMT-Regierung nicht zu Wege gebracht habe. Außerdem 

werde Taiwans internationale Wettbewerbsfähigkeit heute 

höher eingestuft als zuvor.12

Als wortgewaltigster Widersacher gegen die These der 

KMT, die Wirtschaftsmisere sei durch die DPP-Regierung 

verschuldet, hatte sich der frühere KMT-Vorsitzende Lee 

Teng-hui, der im September aus der Partei ausgestoßen 

worden war, schon vor Beginn des eigentlichen Wahlkamp­

fes für die neue TSU ins Zeug gelegt: Die KMT habe mit 

ihrer Blockadehaltung im Parlament die Interessen der 

Nation verraten. Obendrein habe sie mit den Kommu­

nisten gemeinsame Sache gemacht, indem KMT-Vertreter 

mehrfach in Beijing politische Gespräche führten.13

Die DPP schnitt noch ein anderes Thema an: das riesi­

ge, auf undurchsichtige Weise erworbene Parteivermögen 

der KMT, das auf 2 Mrd. US$ geschätzt wird. Im Vormo­

nat hatte die Regierung Schritte zur juristischen Aufar­

beitung mit dem Ziel eingeleitet, die KMT zur Rückgabe 

eines Teils ihres Vermögens zu zwingen. Am 19. Novem­

ber organisierte die DPP einen Protestmarsch, der vor das 

KMT-Hauptquartier führte, wo die Demonstranten ver­

langten, die KMT müsse alles seit 1945 illegal erworbene 

Vermögen dem Staat übereignen.14

Ansonsten standen eher lokale Themen im Vorder­

grund. Beispielsweise kritisierte der PFP-Vorsitzende 

James Soong (Song Chuyu) bei einem Auftritt im süd­

taiwanischen Kaohsiung (Gaoxiong) die schlechte Quali­

tät des dortigen Trinkwassers. Bürgermeister Frank Hsieh 

(Xie Changting), gleichzeitig DPP-Vorsitzender, konterte, 

das Wasserwerk unterstehe der Aufsicht der Provinzregie­

rung, deren Chef einst Soong war, und fragte, wieso dieser 

denn damals nichts zur Verbesserung der Qualität unter­

nommen habe.15

Der Kampf für einen sauberen 

Wahlkampf

Ein Problem bei Wahlkämpfen in Taiwan ist seit langem 

der Stimmenkauf oder treffender: die Wählerbestechung. 

Bis heute ist das Unrechtsbewusstsein bei den Akteuren 

wenig ausgeprägt, und obwohl derlei Praktiken offiziell 

verfemt sind, sind sie doch weit verbreitet. Durch den 

Machtwechsel von der KMT zur DPP wird jedoch hierin 

ein Wandel spürbar, vor allem dank dem resoluten Justiz­

minister Chen Ting-nan (Chen Dingnan). Während in der 

Vergangenheit ein in Jahrzehnten KMT-Herrschaft ge­

wachsener Filz Verurteilungen wegen Stimmenkaufs meist 

verhinderte - bei den letzten Wahlen führten von 132 An­

klagen nur 17 zu Verurteilungen -, weht heute ein schär­

ferer Wind in der Justiz.16

UCNAT, nach BBC PF, 10.11.2001.

12Vgl. C.a., 2001/10, Ü 37.

13Vgl. C.a., 2001/9, Ü 22.

14TT, 19.11.2001.

15TT, nach TH, 6.11.2001.

16TT, 7.11.2001; Straits Times interactive, 5.12.2001.

Das Verhalten der Parteien und der Kandidaten hat 

sich jedoch bislang noch nicht nennenswert geändert. Al­

lenfalls hat die Fantasie beim Kaschieren von Bestechung 

zugenommen. Ausgerechnet ein DPP-Kandidat war der 

Erste, gegen den Anklage erhoben wurde, da er bereits 

vor Beginn der eigentlichen Wahlkampfphase durch Hel­

fer 3.000 Edelstahltöpfe hatte verteilen lassen; die Akti­

on deklarierte der Beschuldigte jetzt als Gewinnspiel und 

erklärte, die Empfänger der Töpfe hätten eben Glück ge­

habt. Untersuchungen ergaben allerdings, dass es bei dem 

angeblichen Gewinnspiel keine Nieten gab. Die Staatsan­

waltschaft verlangte 26 Monate Haft für den Mann, der 

bereits jetzt Parlamentarier ist, sowie kürzere Haftstrafen 

für seine Helfer.17 Ein KMT-Parlamentarier in Taichung 

wurde verhört, da sich in seinem und seiner Helfer Besitz 

etwa 3 Mio. NT$ fanden, größtenteils als Bargeld, deren 

Zweck er nicht erklären konnte; einer der Helfer gab zu, 

dass das Geld zum Stimmenkauf eingesetzt werde.18 Ein 

anderer KMT-Kandidat hortete in seinem Büro 10.000 

Stifte, mit denen Falschgeld erkannt werden kann; der 

Wert der Stifte betrug im Einzelhandelsverkauf das Dop­

pelte des hochstzulässigen Wertes für Gratisgaben beim 

Wahlkampf in Höhe von 30 NT$ (1 Euro); der Staatsan­

walt beantragte 10 Monate Haft. Ein Mitglied der PFP 

sollte nach Ansicht der Staatsanwaltschaft für dreieinhalb 

Jahre hinter Gitter: Der Mann hatte potenzielle Wähler in 

großem Stil zu Bankettes eingeladen.19 Um Wähler, die 

ein Geschenk erhalten haben, dazu zu bringen, tatsäch­

lich zugunsten des Gebers zu stimmen, werden sie gern 

vor einer Strafe im Jenseits gewarnt: Buddha werde das 

Stimmverhalten registrieren!20

Bis zum 30. November wurden Ermittlungen gegen 

3.306 Personen in 3.235 Verdachtsfällen eingeleitet. Schät­

zungen besagen, das die KMT-Kandidaten von den 5,2 

Mrd. NT$ (ca. 170 Mio. Euro), die ihnen die Partei für den 

Wahlkampf zur Verfügung stellte, 2,2 Mrd. in die Wäh­

lerbestechung fließen ließen.21 KMT-Generalsekretär Lin 

Fong-cheng (Lin Fengzheng) bestritt freilich jede Verwick­

lung der Partei in den Stimmenkauf.22

Eine Umfrage unter 1.128 Stimmberechtigten ergab, 

dass 24% von ihnen Bargeld angeboten bekommen hatten, 

16% Sachwerte und 13% die Teilnahme an einem Ausflug. 

Unter den Wählern, die mit Bargeld bestochen werden 

sollten, hatten 50% 1.000 NT$ (ca. 33 Euro) angeboten 

bekommen und 32% Beträge von über 1.000 NT$.23

Während die Zahl der Bestechungsfälle noch immer 

hoch ist, hat sich auf Seiten der Bekämpfung doch einiges 

getan. Unterstützt durch die Aussicht auf üppige Beloh­

nungen, werden mehr Fälle angezeigt als früher. Wer mit 

beweiskräftigen Anzeigen im Kampf gegen den Stimmen­

kauf hilft, kann mit einer staatlichen Gratifikation von 5 

bis 10 Mio. NTS rechnen.24 Entsprechend schoss die Zahl 

der Anzeigen von 1.200 bei der letzten Wahl auf nunmehr 

3.000 in die Höhe. Die Strafen für Stimmenkauf können 

17TH, 23.11.2001.

18TT, 25.11.2001.

19TH, 30.11.2001.

20Straits Times interactive, 5.12.2001.

21TH, 30.11.2001.

22TT, 20.11.2001.

23SCMP, 28.11.2001.

24TH, 29.11.2001.
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bis zu 5 Jahre Haft und 6 Mio. NT$ betragen.20

Auch ansonsten ging es bei dem Wahlkampf mitunter 

heiß her: Im Rahmen polizeilicher Maßnahmen zur Siche­

rung eines sauberen Wahlkampfes waren bis zehn Tage vor 

der Wahl bereits 36 Bandenmitglieder, 82 polizeibekann­

te Schläger und weitere 2.643 Verdächtige festgenommen 

worden, wobei die Beamten 105 Waffen sicherstellten.25 26

Wahlbeteiligung, Prognosen und 

Wahlverhalten

Die Wahlbeteiligung betrug 66,16% von 15.822.684 Wahl­

berechtigten. Sie lag damit sehr niedrig und vor allem 

deutlich unter jenen 82,69%, die bei den Präsidentschafts­

wahlen im März 2000 zu verzeichnen gewesen waren.27 

Zwei Umstände spielten dabei eine Rolle:

Der Wahlkampfstil wirkte abstoßend. In einer En­

de Oktober durchgeführten Umfrage erklärten rund 50% 

der Befragten, der Wahlkampfstil missfalle ihnen und die 

Kandidaten sprächen nicht genug über Themen.28

Die Zahl der Unentschiedenen war außergewöhnlich 

hoch, und viele Wähler mochten sich offenbar bis zum 

Schluss nicht entscheiden, welcher Partei und welchen 

Kandidaten sie ihr Vertrauen aussprechen konnten. Dies 

ergibt sich aus den Wahlprognosen. Ende Oktober, also 

gut einen Monat vor der Wahl, konnte rund die Hälfte 

der Befragten noch nicht sagen, welche Partei sie wählen 

werde.29 Vermutlich waren viele Wähler hin- und herge­

rissen. Einerseits galten ihre überwiegenden Sympathien 

dem Präsidenten, der hinsichtlich der persönlichen Zu­

stimmung, die er genießt, weit vor den Führern der Op­

positionsparteien rangiert.30 Andererseits war nicht von 

der Hand zu weisen, dass die Wirtschaftslage auch etwas 

mit der Regierung zu tun hat, die sich vor allem durch 

ihr ungeschicktes Verhalten beim Baustopp des vierten 

Atomkraftwerks als wirtschaftspolitisch wenig kompetent 

erwiesen und die Blockadehaltung der Opposition unnö­

tig provoziert hatte.31 Nach wie vor gilt die KMT, wie 

Umfragen ergaben, in Wirtschaftsfragen als kompetenter 

denn die DPP.32 Im Zwiespalt zwischen divergierenden 

Ansichten, was die Wünschbarkeit der einen oder anderen 

der zwei großen Parteien angeht, entschieden sich offenbar 

viele Wähler, zu Haus zu bleiben.

Dies erklärt freilich nicht das schlechte Abschneiden 

der KMT. Keine zehn Tage vor der Wahl hatten die 

Prognosen noch ein Kopf-an-Kopf-Rennen von DPP und 

KMT erwarten lassen.33 Was war geschehen, dass es dann 

doch anders kam?

Auf die Frage gibt es bislang keine klare Antwort. Ei­

nige Aspekte, die eine Rolle spielen, werden im Folgenden 

behandelt: Das Wahlverhalten nach annähernd stabilen 

politischen Lagern, wobei es innerhalb dessen, dem die 

KMT angehört, Verschiebungen zugunsten der PFP gab, 

25CNAT, nach BBC PF, 1.12.2001.

26TH, 21.11.2001.

27TT, 2.12.2001.

28TT, nach TH, 6.11.2001.

29Vgl. C.a., 2001/10, Ü 40.

30Ebenda.

31Vgl. C.a., 2001/2, Ü 47.

32Vgl. C.a., 2001/10, Ü 40.

33TT, nach TH, 22.11.2001.

das Thema China versus Taiwan und die Weigerung der 

KMT, sich an einer Koalitionsregierung zu beteiligen.

Das Wahlverhalten nach Lagern: die 

Blauen und die Grünen, Nord und 

Süd

Die KMT hatte mit ihren beiden „Ablegern“, den von 

ihr abgespaltenen Parteien PFP und NP, ein Wahlbünd­

nis gebildet, das „blaue“ Lager, die „All-Blauen“ (fanlan). 

Das Bündnis funktionierte zwar nicht sonderlich gut in 

dem Sinne, dass die Parteien, wie es gedacht war, jeweils 

die aussichtsreichsten Kandidaten ungeachtet ihrer Zuge­

hörigkeit zu einer der drei Parteien gefördert hätten, den­

noch steht es für eine gemeinsame Grundhaltung: Alle drei 

Parteien vertreten die Idee des „einen China“ und streben 

daher auf längere Sicht (KMT, PFP) oder auf kürzere 

Sicht (NP) eine Wiedervereinigung mit China an. Alle drei 

Parteien sind in unterschiedlichem Maße Sammelbecken 

der „Festländer“, also der vom Festland 1949 nach Taiwan 

Geflohenen, obwohl ihre Wählerschaft deutlich über die­

sen Kreis, der nur ungefähr ein Fünftel der Bevölkerung 

ausmacht, hinausgeht. Sie gelten als „wirtschaftsfreund­

lich“ und befürworten den Einsatz von Atomkraft, wäh­

rend die DPP diesen ablehnt, eher sozialdemokratische 

Positionen vertritt und, wie die TSU, Taiwan als eigen­

ständigen Staat gewahrt wissen möchte. DPP und TSU 

fungierten als das „grüne“ Lager, die „All-Grünen“ (fanlü).

Seit die DPP ab 1989 erstmals an Wahlen auf regio­

naler Ebene teilnahm, lag ihr Stimmenanteil meist bei 

30%. Sie konnte also dieses Mal nur wenig zulegen, war 

allerdings die erfolgreichste Partei, was das Ummünzen 

von Stimmen in Mandate anging. Auf der anderen Sei­

te erzielte das „blaue“ Lager nahezu 50% der Stimmen. 

Dies ist mit rund 6 Prozentpunkten nicht sehr viel weni­

ger, als die KMT und die NP in der Vergangenheit, als es 

noch keine PFP gab, auf sich vereinigen konnten. Trotz 

der erdrutschartigen Verschiebungen bei den Parteiantei­

len haben sich die Grenzen zwischen den Lagern daher 

nur wenig verändert.34

Detaillierte Analysen über Wähler Wanderungen, wie 

sie die deutschen Demoskopieinstitute vorlegen, gab es 

zwar nicht, dennoch darf man vermuten, dass die geringen 

Verschiebungen zwischen den Lagern mit dem Auftreten 

der TSU und vor allem mit Lee Teng-hui Zusammenhän­

gen. Lee hatte in seiner Amtszeit stets hohes Ansehen 

genossen. Als KMT-Vorsitzender hatte er die traditionell 

festlandsorientierte Partei taiwanisiert und zum Ende sei­

ner Amtszeit hin zunehmend klarer eine Politik des taiwa­

nischen Selbstbewusstseins verfolgt. Mit dem Schlagwort 

von den „neuen Taiwanern“ hatte er versucht, den vom 

Festland Stammenden eine neue Identität der Verwurze­

lung auf der Insel zu geben. Den Anhängern seiner Linie, 

die in der KMT zwar nicht mehr dominieren, aber noch 

eine starke Minderheit bilden, bot sich mit der von Lee 

im Wahlkampf wortmächtig unterstützten TSU eine neue 

politische Heimat. Es sind Menschen, die von der KMT 

herkommen, einer Annäherung an die VR China jedoch 

äußerst skeptisch gegenüberstehen und stattdessen eine

34TT, 15.12.2001.
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Politik des nationalen Selbstbewusstseins und der natio­

nalen - taiwanischen statt chinesischen - Einheit fördern 

möchten, wie sie ebenfalls die DPP und Präsident Chen 

vertreten. Als solche Zentrumskraft steht die TSU freilich 

auch zwischen den Lagern. Mit ihr und durch sie dürfte 

sich das Wechselpotenzial von Blau nach Grün ziemlich 

ausgeschöpft haben. Es liegt, wie sich zeigte, bei unter 8 

Prozent.

Noch in einer weiteren Hinsicht bestätigte die Wahl 

im Wesentlichen die überkommenen Muster: Der Norden 

wählt „blau“, der Süden „grün“. Gegenüber der Präsiden­

tenwahl vom März 2000 gab es in dieser Hinsicht keine sig­

nifikanten Veränderungen.35 Allerdings konnte die DPP 

durchweg etwas zulegen. In neun Kreisen und Städten 

nördlich des Tatu-Flusses (Dadu Xi) erreichte die DPP 

bei den gleichzeitig abgehaltenen Regionalwahlen einen 

Schnitt von 45,14%, in neun Kreisen und Städten südlich 

des Flusses waren es beeindruckende 59,47%. Damit be­

stätigt sich, dass die DPP in ihren Hochburgen stärker 

dominiert als das „blaue“ Lager in seinen.

In vielen Wahlkreisen besonders im Norden ist der Ab­

stand zwischen den Lagern nur gering. Faktoren schwa­

cher Wirksamkeit können sich mit wenigen Prozentpunk­

ten Verschiebung bei den Stimmanteilen daher sehr stark 

auswirken. Dies bekam dieses Mal die DPP zu spüren, die 

bei den jetzigen Regionalwahlen trotz insgesamt höheren 

Wählerzuspruchs drei Kreise an die Opposition verlor.36

Die Wahl und die China-Taiwan-Po- 

litik

Ein auffälliges Muster dieser Parlamentswahl war das de­

solate Abschneiden jener zwei Parteien, die sich während 

der vergangenen anderthalb Jahre ungeniert befleißigten, 

am Präsidenten und seiner Regierung vorbei Chinapoli­

tik zu betreiben: die KMT und die NP. Vertreter beider 

Parteien waren mehrfach mit den Mitgliedern der chinesi­

schen Staats- und Parteiführung zusammengetroffen, und 

Beijing hatte seine neue Strategie gegenüber Taiwan auf 

eben diese Parteien sowie in geringerem Maße auf die PFP 

aufgebaut.

Hatte Beijing in den letzten Jahren vor Wahlen in Tai­

wan stets Furcht erregend mit dem Säbel gerasselt, um so 

die Wähler zu bewegen, in seinem Sinne abzustimmen, 

und war damit jedes Mal kläglich gescheitert, wie vor al­

lem die Präsidentenwahlen von 1996 und 2000 zeigten, 

wollte man es jetzt klüger machen und hatte sich im Vor­

feld der Wahl jeglichen Kommentars enthalten. Keines­

falls sollten die wiedervereinigungsorientierten Kräfte, die 

Präsident Chen zur Übernahme der Ein-China-Doktrin 

aufforderten, diskreditiert werden. Auch diese Strategie 

ging nun schief. Die NP, Beijing am nächsten stehend, hat 

mit ihrem einen verbliebenen Mandat im Parlament nicht 

mehr Einfluss als jeder Unabhängige; da sie unter der 

Fünf-Prozent-Grenze blieb, fällt sie aus der Parteienfinan­

zierung heraus und kann keine Fraktionsrechte mehr be­

anspruchen. Aber auch der Gesprächspartner KMT muss­

te mächtig Federn lassen. Die chinesische Staatsführung 

35Vgl. C.a., 2000/3, S.280.

36TT, 15.12.2001.

und offenbar auch die meisten Beijinger Taiwanexperten 

sind nach wie vor zu einer realistischen Einschätzung der 

politischen Stimmungslage auf der Insel nicht imstande. 

Weder mögen sie akzeptieren, was nach dieser Wahl of­

fensichtlich ist: dass die große Mehrheit der Wählerschaft 

Chinas Alleinvertretungsanspruch ablehnt, noch verste­

hen sie das Funktionieren einer Demokratie. Auch die 

KMT und die NP schätzten die Lage offenbar falsch ein, 

als sie glaubten, mit ihrem die Regierungspolitik unter­

laufenden Annäherungskurs Punkte machen zu können. 

Die Wähler, gegenüber den Anmaßungen von jenseits der 

Taiwanstraße hoch sensibel, haben beiden Parteien ihr 

Verhalten übel genommen, wobei die am unverhohlensten 

chinaorientierte Partei, die NP, die gößere Lektion erteilt 

bekam.

Zur Schwächung der Wiedervereinigungskräfte hatten 

im Vorfeld der Wahl drei Ereignisse beigetragen. Zum 

Ersten hatte China den designierten Stellvertreter Prä­

sident Chens nicht am Treffen der Regierungschefs im 

Rahmen der Shanghaier APEC-Tagung im Oktober teil­

nehmen lassen und sich sogar geweigert, ihn einzuladen.3' 

Zum Zweiten hatte sich Chinas Außenminister Tang Jia- 

xuan bei einem Besuch in New York dazu hinreißen lassen, 

Präsident Chen als Lügner zu bezeichnen.38 Auf Grund 

der Sympathien, die Chen auch außerhalb seiner Wäh­

lerschaft als integrer Mann genießt, führte dieser ver­

bale Angriff zu einer Solidarisierung mit dem Präsiden­

ten. Kurz darauf meldete der amerikanische Nachrich­

tensender CNN, Beijing verfolge eine Strategie, die DPP 

zu schwächen und die zwei großen Oppositionsparteien 

(KMT, PFP) zu stärken. Lien Chan, der KMT-Vorsit­

zende, erklärte sogleich, der Bericht sei frei erfunden, und 

beschuldigte die DPP, ein entsprechendes Gerücht in die 

Welt gesetzt zu haben.39 Dafür gab es jedoch kein Indiz, 

und das durchsichtige Ablenkungsmanöver, die DPP als 

Missetäter hinzustellen, fiel auf Lien Chan zurück. Da der 

CNN-Bericht letztlich bloß die Schlüsse aus dem zog, was 

jeder seit Monaten verfolgen konnte, machten er und die 

Reaktionen der KMT nurmehr erneut der Öffentlichkeit 

bewusst, wie weit es mit der Annäherung zwischen KMT 

und Beijing auf Kosten einer einheitlichen und einstim­

migen taiwanischen Chinapolitik schon gediehen war. Da 

sich allerdings der PFP-Vorsitzende James Soong gegen­

über China stets deutlich selbstbewusster geäußert hatte 

- so auch im Zusammenhang mit der APEC-Affäre -, 

stand die PFP hinsichtlich ihrer Chinakontakte bei wei­

tem nicht so diskreditiert da wie die KMT. Dass die NP 

in diesem Zusammenhang nicht erwähnt wurde, ist leicht 

verständlich: Sie war schon vor der Wahl zu klein und oh­

nehin nicht in der Lage, der DPP Stimmen abzunehmen, 

spielte für Beijing daher trotz größter politischer Nähe nur 

eine nachgeordnete Rolle.

Wie geht es weiter?

Präsident Chen und seine Regierung sind aus dieser Wahl 

deutlich gestärkt hervorgegangen - aber nicht gestärkt 

genug. Im Bündnis mit der TSU kann Premierminister

37Vgl. C.a., 2001/10, Ü 39.

38CNAT, nach BBC PF, 13.11.2001.

39CNAT, nach TH, 23.11.2001; TT, 23.11.2001.
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Chang im Parlament auf 100 Stimmen zählen, zur Mehr­

heit fehlen 13. Selbst wenn alle zehn Unabhängigen im 

Parlament die Regierung stützen sollten, reicht es nicht. 

Die Situation kommt nicht überraschend, denn niemand 

hatte erwartet, dass die DPP die absolute Mehrheit würde 

erringen können. Also ist schon seit längerem von der Bil­

dung einer Koalitionsregierung die Rede. Aber mit wem? 

Sowohl Lien Chan für die KMT also auch James Soong 

für die PFP lehnen eine Beteiligung ab.

Am 21. November stellte Chen seine Idee eines „na­

tionalen Stabilitätsbündnisses“ vor, in das die politischen 

Parteien, die Volksvertreter und einzelne Persönlichkeiten 

eingebunden werden sollen, um vier Ziele zu erreichen, die 

er für die Zeit nach der Wahl als seine vier wichtigsten be­

nannte: Reform der Legislative (Halbierung der Zahl der 

Mandate, Reform des Wahlsystems), Stärkung der natio­

nalen Sicherheit gegenüber der VR China, Ausbau der 

sozialen Sicherung für Alte und Benachteiligte und Wie­

derbelebung der Wirtschaft durch Umsetzung der Emp­

fehlungen, die das überparteiliche Wirtschaftsberatungs­

komitee im August vorgelegt hatte.40

Lien Chan und KMT-Parlamentarier wiesen den Vor­

schlag zurück. Ein solches Bündnis habe in der verfas­

sungsmäßigen Ordnung keinen Platz. Im Übrigen ha­

be Chen schon in der Vergangenheit auf überparteiliche 

Bündnisse gesetzt und sei damit gescheitert. Auch James 

Soong erachtete die Idee als „fruchtlos“.41

In der Tat war Chens „nationales Stabilitätsbündnis“ 

wenig ausgegoren. Statt erst damit an die Öffentlichkeit 

zu gehen, hätte er die Voraussetzungen dafür in inter­

nen Gesprächen schaffen müssen; zudem ist nicht von der 

Hand zu weisen, dass es nichts bringt, einen schönen Rah­

men vorzuschlagen, wenn einzig reguläre Koalitionsver­

handlungen helfen. Chen hätte dies nach den Erfahrun­

gen seiner ersten 18 Amtsmonate wissen müssen, umso 

mehr, als gerade die KMT noch immer nicht in der La­

ge ist, mit ihrer Oppositionsrolle klarzukommen, und sich 

verhält wie eine zurückgesetzte Operndiva. Entsprechend 

skeptisch urteilte die Öffentlichkeit. Bei einer Telefonum­

frage bezweifelten 55,5% der Befragten, dass eine über­

parteiliche Zusammenarbeit zuwege gebracht werden kön­

ne; nur 20,7% äußerten sich zuversichtlich. Auf die Frage, 

welcher Parteiführer die größte Ernsthaftigkeit in der Fra­

ge einer Zusammenarbeit mit anderen Parteien erkennen 

lasse, lagen Präsident Chen und PFP-Chef Soong mit je­

weils 20 Prozent vorn. (Dass der entsprechende Pressebe­

richt Chen Shui-bian als Parteiführer bezeichnet, ist sach­

lich allerdings nicht korrekt; DPP-Vorsitzender ist Frank 

Hsieh.)42

Präsident Chens Hoffnung in der gegenwärtigen Situa­

tion ist die große Sorge des zweimal - bei den Präsident­

schaftswahlen letztes Jahr und nun bei den Parlaments­

wahlen - gescheiterten Lien Chan: eine Spaltung der KMT 

oder zumindest ein Abweichen einzelner KMT-Parlamen­

tarier von der Parteilinie. Dass etwas Derartiges gesche­

hen könnte, ist keineswegs unrealistisch. Schon während 

des Wahlkampfes forderten zwei Kandidaten der KMT 

die Partei auf, mit der DPP zusammenzuarbeiten „um

40Vgl. C.a., 2001/8, Ü 38; TH, 22.11.2001; TT, 23.11.2001.

41CNAT, nach BBC PF, 22.11.2001.

42CNAT, nach FBIS, 27.11.2001; TH, 26.11.2001.

Taiwan zu retten“.43 Noch klarer wurde diese Perspektive 

nach der Wahl, und zwar durch die Initiative Lee Teng- 

huis, der ein informelles Bündnis ins Leben rief: die „An­

wälte Taiwans“ (Taiwan Advocates). Mit dem amtieren­

den Parlamentspräsident Wang Jin-pyng (Wang Jinping) 

und dem Expremier Vincent Siew (Xiao Wanchang) wa­

ren beim konstituierenden Treffen zwei prominente und 

angesehene KMT-Mitglieder anwesend, ein klares Indiz 

für die eminenten Meinungsverschiedenheiten, die in der 

Frage herrschen, ob die KMT weiterhin die Regierungs­

arbeit blockieren oder sich im Interesse der Nation an 

einer DPP-geführten Regierung beteiligen soll.44 Weite­

re KMT-Mitglieder könnten sich von Lee Teng-hui, der in 

Teilen der KMT nach wie vor Ansehen genießt, überreden 

lassen, in diesem Bündnis mitzumachen. Dies wiederum 

könnte einen Sturz des angeschlagenen Lien Chan und ei­

ne erneute Spaltung der KMT bedeuten.

Weitere Hilfe für Chen Shui-bian könnte von der PFP 

kommen. Zwar wiederholte James Soong nach der Wahl, 

er sei nicht daran interessiert, einem politischen Bünd­

nis (nach Art dessen, das Chen vorgeschlagen hatte) bei­

zutreten, doch die PFP werde helfen die politische Lage 

zu stabilisieren.45 Schon bisher hatte Soong mehr Sinn 

für Taiwans nationale Interessen erkennen lassen als Lien 

Chan, der bei der DPP allenthalben stets parteipolitische 

Taktiererei wittert. Was Soongs Äußerungen konkret be­

deuten, bleibt abzuwarten. James Soong selbst wird im 

Parlament nicht vertreten sein. Er stand auf der Liste der 

für die Zusatzmandate Vorgesehenen an elfter Stelle und 

damit zu weit hinten.46

Bis die Karten auf den Tisch gelegt werden müssen, 

wird es allerdings noch etwas dauern, da das alte Parla­

ment noch bis Ende Januar im Amt bleibt.

Wie „reif“ ist die Demokratie in Tai­

wan?

Die Parlamentswahl wurde in Taiwan als Zeichen gewer­

tet, dass die Demokratie auf der Insel an Reife gewon­

nen hat. In der Tat ist der weitere Macht- und Anse­

hensverlust, den die KMT hinnehmen musste, ein weiterer 

Schritt fort von der einstigen Ein-Parteien-Diktatur und 

der beherrschenden Stellung, die der KMT nach der Zu­

lassung konkurrierender Parteien über mehr als ein Jahr­

zehnt blieb.

Dass die Wählerschaft über eine hohe politische Ur­

teilsfähigkeit verfügt, zeigte sich in mehreren Punkten:

- Sie hat die KMT dafür abgestraft, dass sie in ver­

letzter Eitelkeit ihre Machtspielchen im Legislativ- 

Yuan ohne Rücksicht auf Verluste betrieb. Ein ty­

pischer Fall war der Hickhack um die Reduzierung 

der Wochenarbeitszeit, bei der die KMT einen Kom­

promiss, der Arbeitgeber- wie Arbeitnehmerinteres­

sen gleichermaßen berücksichtigte, torpedierte und ei­

ne Lösung durchsetzte, die gegen die ökonomische Lo­

gik verstieß.47

43TT, 14.11.2001.

44TT, 4.12.2001.

45CNAT, nach BBC PF, 1.12.2001.

46CNAT, nach BBC PF, 2.12.2001.

47Vgl. C.a., 2000/6, Ü 50.
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- Sie hat im Interesse der Handlungsfähigkeit des Staa­

tes die Regierungspartei gestärkt und damit einem 

Mangel der verfassungsmäßigen Ordnung (ungleich­

zeitige Wahlen von Präsident und Parlament) partiell 

entgegengewirkt.

- Sie hat KMT und NP dafür abgestraft, dass sie die 

Regierungspolitik gegenüber China unterliefen.

- Sie hat differenziert gestimmt und bei den Regional­

wahlen - ohne dass dies an dieser Stelle näher aus­

geführt werden kann - anders gewählt als bei denen 

zum Legislativ-Yuan.

Dieser positiven Bilanz stehen fortdauernde Mängel 

gegenüber.

- Nach wie vor ist Wählerbestechung in erschrecken­

dem Maß verbreitet, auch wenn fraglich ist, inwieweit 

sich die Wähler bei ihrer Stimmabgabe tatsächlich 

durch Entgegennahme von Kochtöpfen usw. beeinflus­

sen lassen.

- Nach wie vor bewegen sich die Umgangsformen unter 

den Kandidaten und ihren Anhängern weit gehend im 

peinlichen bis kriminellen Bereich, so dass Skandale in 

den Augen der Öffentlichkeit gegenüber Standpunk­

ten und Themen dominieren - die Folge ist, dass die 

Volksvertreter ein besonders niedriges Ansehen genie­

ßen.

- Nach wie vor sind die Hinterlassenschaften der KMT- 

Ära nicht aufgearbeitet; mit ihrem gewaltigen, aus 

der Zeit der Diktatur ererbten Vermögen kann die 

KMT weiterhin in einem Maße Einfluss ausüben (le­

gal und illegal), wie es den anderen Parteien verwehrt 

ist. Nach wie vor reichen vor allem bei der KMT ma­

fiaähnliche Strukturen bis ins Parlament.

- Die Oppositionsparteien haben Probleme, ihre Rol­

le zu definieren. Die Weigerung, selbst in essentiellen 

nationalen Fragen - Beispiel: Chinapolitik - zu einem 

Konsens mit der Regierung zu kommen, reduziert das 

schlechte Ansehen, das Parteien und Parlament in der 

Öffentlichkeit haben, weiter.

- Mit der Bildung einer Koalitionsregierung bestehen 

keine Erfahrungen. Der Präsident sieht den Staat in 

konfuzianisch anmutender Weise als Familie an, in der 

sich bitte sehr alle an den großen Tisch setzen wollen, 

wenn der Haushaltsvorstand ruft. Zwar hat Präsident 

Chen Recht, dass Taiwan in seiner misslichen ökono­

mischen und außenpolitischen Lage einen breiten po­

litischen Konsens braucht, aber es ist keineswegs ein 

Zeichen von Reife zu meinen, die Bereitschaft zu ei­

nem solcher Konsens ließe sich durch öffentliche Ap­

pelle erwirken.

Hinzu kommt, dass das System des Parlamentarismus 

in Taiwan noch nicht die gleiche hohe Akzeptanz besitzt 

wie im Westen. Selbst in relativ jungen Demokratien Eu­

ropas wird die demokratische Staatsform von rund drei 

Vierteln der Bürger unterstützt. In Taiwan liegt der ent­

sprechende Wert mit rund 50 Prozent noch deutlich da­

runter.48 Einen Ausdruck fand diese Haltung in der ge­

ringen Wahlbeteiligung. Die hohe Quote bei den Präsi­

dentschaftswahlen im Jahr 2000 spricht nicht gegen diese

48TT, 4.12.2001.

Einschätzung, denn damals ging es um wenige Personen, 

bei denen nach Sympathie und Vertrauenswürdigkeit ab­

gestimmt werden konnte.

Selbst Taiwans erklärte Demokraten - die politische 

Führung der DPP - vermögen die Aufgaben des Parla­

ments nicht klar zu erkennen. Dies zeigt sich an dem Ziel 

Chen Shui-bians die Zahl der Abgeordneten zu halbieren. 

Mit nur etwa 114 Parlamentariern aber ist für einen Staat 

von der Größe Taiwans (22,2 Mio. Einwohner) keine funk­

tionierende Ausschussarbeit möglich, da die Gremien zu 

klein werden, um jene Expertise bereitzustellen, die nötig 

ist, um die Regierung zu kontrollieren, Gesetze auszuar­

beiten usw.

Das Vorhaben einer Verkleinerung des Parlaments ist 

umso verwirrender, als die Regierung bei der Weiter­

entwicklung der Verfassung Dringenderes zu tun hät­

te. Abgesehen von dem völlig richtigen Ziel, das Ver­

fahren der Wahl zum Legislativ-Yuan zu ändern (siehe 

oben), müssten beispielsweise die Amtszeiten von Prä­

sident und Regierung mit der Legislaturperiode zusam­

mengelegt werden. Auch die Einführung eines 50-Prozent- 

Quorums bei der Präsidentenwahl - mit der Durchfüh­

rung einer Stichwahl zwischen den zwei Bestplatzierten, 

falls das Quorum nicht gleich erreicht wird - wäre im Prä­

sidialsystem des Landes zentral wichtig. Es ist schon ein 

wenig erschreckend, dass selbst aus der politischen Elite 

Taiwans kaum Stimmen zu vernehmen sind, die dazu auf­

rufen, sich der Beseitigung dieser Systemmängel zu wid­

men.

Will Taiwan gegenüber China längerfristig bestehen, 

darf die Entwicklung der taiwanischen Demokratie nicht 

stehen bleiben. Bislang waren fast von Jahr zu Jahr Fort­

schritte festzustellen. Die Entwicklungen der letzten Zeit 

geben trotz der Mündigkeit der Wählerschaft noch in ei­

nem anderen Punkt Anlass zur Sorge: Die Spaltung der 

taiwanischen Gesellschaft in festlands- und unabhängig­

keitsorientierte scheint wieder zuzunehmen. Lee Teng-hui 

war an der Spitze der mächtigen KMT einst in der La­

ge, diese Kluft zu überbrücken. Als Aushängeschild der 

kleinen TSU kann ihm dies trotz aller erstaunlichen Tat­

kraft, die er trotz seines Alters weiterhin aufbringt, nicht 

mehr gelingen; seine Rhetorik war im Gegenteil oft da­

zu angetan, alte Wunden wieder aufzureißen. Während 

sich die DPP mit ihrer Chinapolitik zur Mitte beweg­

te, rückte die KMT nach rechts und belebte so die al­

ten Fronten zwischen „Festländern“ und „Taiwanern“ neu. 

Dieser mangelnde Grundkonsens, was die Wünschbarkeit 

eines dauerhaften taiwanischen Staates und die langfris­

tigen Perspektiven der taiwanischen Demokratie angeht, 

belastet das System zusätzlich. Selbst eine demokratisch 

gewollte Annäherung an China mit dem Ziel einer eventu­

ellen Wiedervereinigung bedürfte aber eines taiwanischen 

Grundkonsenses, wenn sich die Entwicklung denn friedlich 

vollziehen soll. Es ist zu hoffen, dass die Parlamentswahl 

vom 1. Dezember mit ihrer Schwächung von KMT und 

NP wenigstens dazu führt, den außer Blick geratenden 

nationalen Grundkonsens erneut zu stärken.




